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stellen. Deshalb ist es ein 
ermutigendes Zeichen, dass 
sich Bund und Länder im 
Vermittlungsausschuss geei-
nigt haben. Alle Beteiligten 
haben sich zu größeren An-
strengungen Deutschlands 
beim Klimaschutz bekannt. 

Unser Föderalismus hat be-
wiesen, dass er handlungs-
fähig ist. Die NRW-Koalition 
bedankt sich bei Minister-
präsident Armin Laschet und 
der Landesregierung für die 
erfolgreichen Verhandlungen 
im Vermittlungsausschuss. 

Nordrhein-Westfalen hat sei-
ne eigenen Klimaziele 2020 
bereits jetzt erreicht. Dabei 
wollen wir aber nicht stehen 
bleiben. Deutschland kann 

alleine im globalen Maß-
stab nur relativ wenig 
bewirken. Wir in 
Deutschland können 
aber Vorreiter von Ver-
änderungen sein. Es ist 
Zeit, Verantwortung zu 
übernehmen. Wir in 
NRW verstehen uns als 
Treuhänder für die kom-
mende Generation - in 
Verantwortung für un-
sere Kinder und Enkel.“  

Der Landtag hat Ende 
2019 die Auswirkungen 
des Klimapakets der Bun-
desregierung auf Nord-
rhein-Westfalen in einer 
Aktuellen Stunde auf An-
trag von CDU und FDP dis-
kutiert. Dabei erklärte 
Marcus Optendrenk: „Wer 
Klimaschutz ernst meint, 
muss Verantwortung 
übernehmen. Mit flotten 
Sprüchen auf Freitagsde-
mos, plakativen Forderun-
gen in Parteiprogrammen 
und täglich neuen Ver-
botsforderungen ist dabei 
nichts zu gewinnen. 

Gleiches gilt für die eben-
so lautstarke Weigerung, 
sich der Wirklichkeit zu 
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Verantwortung übernehmen für mehr Klimaschutz 

Erste Bilanz zum neuen Polizeigesetz  
Die Landesregierung hat 
eine erste Bilanz zum neu-
en Polizeigesetz NRW vor-
gelegt. Sie zeigt: Die Opfer 
von Gewalttaten im häusli-
chen Bereich werden bes-

ser geschützt und Täter 
konsequent von der Polizei 
festgesetzt. Zudem wurde 
die Polizei im Bereich der 
präventiven Bekämpfung 
von Terrorismus rechtlich 
besser aufgestellt.  

Vor dem neuen Polizeige-
setz war es in Nordrhein-
Westfalen nicht möglich, 
Gewalttäter zum Schutz 
der Opfer häuslicher Ge-
walt bei der Polizei für die 
Dauer von Wohnungsver-
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Verpflichtende Dichtheitsprüfung weitgehend abgeschafft 

Die umstrittene Dichtheitsprüfung für pri-
vate Abwasserleitungen in Nordrhein-
Westfalen wird wieder weitgehend abge-
schafft: Private Hausanschlüsse sollen nur 
noch im Falle von Neubauten, wesentli-
chen baulichen Veränderungen oder im 
Verdachtsfall geprüft werden müssen.  

Selbstverständlich ist der Schutz des 
Wassers, des Bodens und der natürlichen 
Lebensgrundlagen sehr wichtig. Die Be-
wahrung einer intakten Umwelt ist Kern 
der CDU. Doch entbehrte die rot-grüne 
Regelung aus dem Jahre 2013 jeder fach-
lichen Grundlage und war rein ideologisch 
motiviert. Die Dichtheitsprüfung kostet 
jeweils ca. 400 - 500 Euro und gilt für 

Hunderttausen-
de Menschen in 
NRW. Deshalb 
musste hier ein 
vernünftiger 
Kompromiss ge-
funden werden. 

Mit der Neure-
gelung werden 
Wasser und Bo-
den geschützt, 
aber auch die 
Bürgerinnen und 
Bürger vor un-
sinnigen Rege-
lungen.  
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weisungen in Gewahrsam zu nehmen. Mit 
der Schließung dieser Gesetzeslücke hat 

die NRW-
Koalition 
einen gro-
ßen 
Schritt für 
mehr Op-
ferschutz 
in NRW 
gemacht. 

Kassenbonpflicht mit Augenmaß gefordert 

CDU und FDP haben einen Antrag für eine 
maßvolle Regelung des Zettelirrsinns mit 
den Kassenbons eingebracht. Darin wird 
klargestellt, dass die NRW-Koalition klar 
hinter dem neuen Kassengesetz steht, da-
mit jeder Cent und Euro in eine registrier-
te Kasse wandert.  

Aber die geplante Verordnung zur Be-
legausgabepflicht schießt über das Ziel 
hinaus: Einen Kassenbon für jeden Ein-
kauf - von der Kugel Eis über das Kau-

gummi oder die Zeitung am Kiosk oder 
eben das Brötchen beim Bäcker. Schät-
zungen zufolge entstehen zwei Millionen 
Kilometer neue Zettelwirtschaft. 

Eine Belegausgabepflicht mit Maß und 
Mitte hilft den Kunden, dem Mittelstand 
und dem Umweltschutz. Schon bei der 
Beschlussfassung des Kassengesetzes 
2016 wurde eine Befreiungsmöglichkeit 
von der Belegausgabepflicht in den Ge-
setzestext aufgenommen. In Baden-
Württemberg und in Bayern geht man mit 
gutem Beispiel voran. Dort wurden kürz-
lich die ersten Befreiungen vom Finanz-
amt von der Belegausgabepflicht erwirkt. 

Deshalb fordert die CDU-Fraktion, dass 
die Landesregierung sich für eine verkäu-
fer- und umweltfreundliche Belegausga-
bepflicht einsetzt und prüft, ob die Einfüh-
rung eines Freibetrages pro Bon – ohne 
großen Bürokratieaufwand – möglich ist.  

Eine weitere gravierende Gesetzeslücke 
wurde mit der Einführung der Telekom-
munikationsüberwachung (TKÜ) und der 
sogenannten Quellen-TKÜ geschlossen. 
Sie befähigt die Polizei dazu, geplante An-
schläge gegebenenfalls frühzeitig zu er-
kennen und zu verhindern. 62 Anordnun-
gen in zehn Monaten zeigen ebenfalls 
sehr deutlich, wie notwendig diese Befug-
nis ist und wie sehr dadurch die Arbeit der 
Polizei bei der Terrorabwehr unterstützt 
wird.  F
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Landeshaushalt 2020 verabschiedet 

Nachdem bereits mit dem ersten Gestal-
tungshaushalt 2018 die Haushaltswende 
geschafft worden ist, bleibt es auch 2020 
dabei: Bei einem Gesamtvolumen von 
80,2 Milliarden Euro kommt der Landes-
haushalt ohne neue Schulden aus – und 
das trotz Ausfällen bei der Einnahmeer-
wartung und gedämpfter konjunktureller 
Aussichten für Deutschland. Darüber hin-
aus sieht der Etat umfangreiche Investiti-
onen in Höhe von insgesamt 8,1 Milliar-
den Euro vor. 

Schwerpunkte des Etats 2020 sind die 
Bereiche Familie, Innere Sicherheit, Bil-
dung und Kultur, Digitalisierung und Inf-
rastruktur, Wissenschaft und Forschung, 
Sport und Gesundheit sowie Attraktivität 
und Effizienz der Landesverwaltung.  

Für eine Qualitätssteigerung bei der Kin-
derbetreuung w ird das entsprechen-
de Budget um rund 662 Millionen Euro 
erhöht. Hinzu kommen zusätzliche Lan-
desmittel in Höhe von 115 Millionen Eu-
ro, um weitere Betreuungskapazitäten im 
Zuge der Platzausbaugarantie zu schaf-
fen.  

Zur Bekämpfung von Cybercrime werden 
im Bereich der Inneren Sicherheit 143 
Spezialisten eingestellt und die digitalen 
Ermittlungsmöglichkeiten durch die Be-
reitstellung von 63 Millionen Euro verbes-
sert. Zudem werden bei der Polizei 500 

zusätzliche Stellen im polizeilichen Ver-
waltungsdienst geschaffen, um den Strei-
fendienst zu entlasten. Daneben werden 
640 Planstellen zur Übernahme von Poli-
zeianwärterinnen und Polizeianwärtern 
eingerichtet. Allein im Jahr 2020 werden 
zudem über 1.200 Stellen im Schulbereich 
geschaffen.  

Im Kulturbereich werden die Haushalts-
mittel um 128 Millionen Euro erhöht, ins-
besondere für Kofinanzierungen für das 
OWL-Forum als kulturelles Veranstal-
tungszentrum in Herford, das Deutsche 
Fotoinstitut zur Bewahrung des nationalen 
fotografischen Kulturerbes in Düsseldorf 
sowie das Haus der Einwanderungsgesell-
schaft in Köln.  

Für die Digitalisierung der Verwaltung sind 
im Haushalt 2020 insgesamt 182 Millionen 
Euro vorgesehen. Zusätzliche 20 Millionen 
Euro fließen in den Ausbau und die Mo-
dernisierung des Straßenverkehrsnet-
zes von Land und Kommunen. Der 
Landesbetrieb Straßen NRW erhält dazu  
53 neue Stellen. Insgesamt 50 Millionen 
Euro stehen im Jahr 2020 für die 
„Forschungsfertigung Batteriezelle“ in 
Münster bereit.  

Im Bereich Sport und Gesundheit erhält 
das Förderprogramm „Moderne Sportstät-
te 2020“ einen zusätzlichen Betrag von 50 
Millionen Euro. Investitionen in Höhe von 
39 Millionen Euro werden zur Verbesse-
rung der Strukturen der Krankenhausver-
sorgung im Land getätigt.  

Zur Steigerung von Attraktivität und Effi-
zienz der Landesverwaltung werden 
im Jahr 2020 zusätzlich rund eine Milliar-
de Euro bereitgestellt und in den Bezirks-
regierungen 233 neue Personalstellen ge-
schaffen.  

Eckdaten des Haushalts 2020 in Mrd. Euro 

   Haushalt 2020  Haushalt 2019 

Haushaltsvolumen   80,2   77,9 

Steuereinnahmen   65,1   61,5 

Personalausgaben   28,8   27,8 

Personalausgabenquote  36,0 %   35,8 % 

Investitionsausgaben   8,1   7,9 

Haushaltsüberschuss  0,0   0,031 
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Fünftes Entfesselungspaket beschlossen 

Mit dem fünften Entfesselungspaket, das 
Mitte Dezember 2019 vom Kabinett be-
schlossen wurde, werden 17 Maßnahmen 
zur Beschleunigung und Vereinfachung 
von Verfahren beim Ausbau der Erneuer-
baren Energien auf den Weg gebracht. 

Insbe-
sondere 
sollen 
Ausbau-, 
Vereinfa-
chungs- 
und Be-
schleuni-
gungspo-
tenziale 

überprüft und gehoben werden, um den 
Ausbau der Erneuerbaren Energien vo-
ranzubringen.  

Bis 2030 soll auf Basis der Energieversor-
gungsstrategie der Landesregierung die 
installierte Leistung von Windkraft (auf 
10,5 Gigawatt) und Photovoltaik (auf 
11,5 Gigawatt) verdoppelt werden. Bis 
2050 soll die Energieversorgung vorran-
gig über Wind, Photovoltaik, Gaskraftwer-
ke in Kraft-Wärme-Kopplung, Geothermie 
und grünen Wasserstoff gesichert wer-
den. 

Die Vorhaben des fünften Entfesselungs-
pakets im Einzelnen finden Sie hier.  
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dern. Ein regelmäßiger Austausch auf po-
litischer Ebene kann hier sicher helfen, 
um einige bürokratische Hürden zu über-
winden.“ 

Der Arbeitskreis Christdemokraten Rhein-
Maas besteht aus Vertretern auf kommu-
nal-, landes- und bundespolitischer Ebene 
auf beiden Seiten der Grenze. Mehrmals 
im Jahr kommt der Arbeitskreis künftig 
zusammen, um über die Probleme der 
Region sprechen und dazu Lösungen auch 
im Dialog mit den Regierungen und Parla-
menten in Berlin, Düsseldorf, Den Haag 
und Maastricht zu erarbeiten.  

Vertreter des CDU Bezirksverbands Nie-
derrhein und der niederländischen CDA 
haben sich am 13. Dezember 2019 ge-
troffen, um gemeinsam über grenzüber-
schreitende Probleme und möglich Lösun-
gen zu diskutieren und dabei den Arbeits-
kreis „Christdemokraten Rhein-Maas“ zu 
gründen. Insbesondere Arbeitsmarkt, Bil-
dung und Sicherheit, aber auch gegensei-
tige Unterstützung bei Wahlkämpfen sol-
len im neu gegründeten Arbeitskreis als 
grenzüberschreitende Themen vorange-
trieben werden. 

Marcus Optendrenk, Vorsitzender des Ar-
beitskreises: „Ich freue mich sehr, dass 
es uns gelungen ist, einen solchen Ar-
beitskreis ins Leben zu rufen. Im Grenz-
gebiet haben wir täglich mir vielen ver-
schiedenen Herausforderungen zu kämp-
fen. Ob bei der Anerkennung von Berufs-
abschlüssen, beim grenzüberschreitenden 
Arbeitsmarkt oder bei der Kooperation 
der Polizei, um die Sicherheit in unseren 
beiden Ländern zu gewährleisten. Viele 
sehr gute Projekte scheitern an den un-
terschiedlichen Strukturen in den Län-

Arbeitskreis „Christdemokraten Rhein-Maas“ gegründet 

Opferschutz weiter in den Fokus rücken 
Wenn Menschen Opfer einer schweren 
Straftat werden, bleiben sie oft traumati-
siert und mit einem Gefühl der Hilflosig-
keit zurück. Es ist kaum vorstellbar, was 
es für sie, aber auch für Zeugen, bedeu-
ten muss, bei einem langen Strafverfah-
ren die Geschehnisse erneut durchleben 

zu müssen. Diese Menschen sollen wis-
sen, dass die Politik an ihrer Seite steht 
und daher die notwendigen rechtlichen 
Rahmenbedingungen schafft. 

Mit einer neuen psychosozialen Prozess-
begleitung sollen die bestehenden Ange-

Foto: © lupolucis - Fotolia 

https://www.wirtschaft.nrw/pressemitteilung/das-fuenfte-entfesselungspaket-erleichtert-den-konsequenten-ausbau-der-erneuerbaren
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bote der Opfer- und Zeugenbetreuung ergänzt wer-
den. Um sie bekannter zu machen, soll es eine Öf-
fentlichkeitskampagne und Informationsangebote in 
verschiedenen Sprachen geben, um mehr Menschen 
auf dieses Angebot aufmerksam zu machen. 

Das gute Instrument der psychosozialen Prozessbe-
gleitung muss im Sinne eines wirkungsvollen Opfer-
schutzes noch weiter verfeinert und ausgestaltet 
werden. Außerdem soll das Angebot eine gewisse 
Selbstverständlichkeit in den jeweiligen Verfahren 
haben, beispielsweise durch standardisierte Formu-

lare, beschleunigte Bearbeitung der Anträge und bessere Vernetzung von allen Verfah-
rensbeteiligten. 

Kommunen bei flüchtlingsbedingten Kosten entlasten 

Aus Umsatzsteuer-Mehreinnahmen stehen 
zusätzliche Mittel zur Verfügung, die sich 
nach Abzug nicht vorhersehbarer Belas-
tungen in der nahen Zukunft auf 110 Milli-
onen Euro belaufen werden. Diese Mittel 
sollen den Kommunen zukommen, um sie 
vor Ort für flüchtlingsbedingte Kosten ein-
zusetzen. 

Hintergrund: 

Durch Mehreinnahmen des Landes aus 
der Umsatzsteuer stehen für das Jahr 
2020 zusätzlich 205 Millionen Euro für 
Nordrhein-Westfalen zur Verfügung. 

Durch aktuelle Beschlüsse des Bundesta-
ges sind rund 95 Millionen Euro der Steu-
ermehreinnahmen bereits als perspektivi-
sche Mehr-
ausgaben 
des Landes 
Nordrhein-
Westfalen 
im Sinne 
einer Kofi-
nanzierung 
gebunden. 

Parlamentarier zu Gast in Belgien 

Mitte Dezember hat die Parlamentarier-
gruppe NRW-Benelux das belgische Parla-
ment besucht und den Senat des belgi-
schen Parlaments besichtigt. Unter der 
Leitung des Vorsitzenden der Parlamenta-
riergruppe, Marcus Optendrenk, gab es 
ein interessantes Gespräch mit der Vize-
präsidentin der Beneluxversammlung Pat-
ricia Creutz. 

Die CDU-Landtagsfraktion NRW hat ihre 
Halbzeitwahlen durchgeführt. Unsere 
Fraktionsführung mit dem Vorsitzenden 
Bodo Löttgen ist mit sehr guten Ergebnis-
sen bestätigt worden.  

Marcus Optendrenk erhielt 86,6 Prozent 
Zustimmung und freut sich, weiter als 
stellvertretender Vorsitzender für die The-
men Hauptausschuss, Europa und Inter-
nationales sowie Grundsatzfragen der Fi-
nanzpolitik zuständig zu sein.  
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Dr. Marcus Optendrenk 

CDU Kreisverband Viersen 

Goetersstr. 54, 41747 Viersen 

fen und 
weitere 
avisiert. 
Die Kom-
munen 
werden 
bei der 
Umset-
zung für 
mehr 
Radver-
kehr unterstützt – finanziell und durch die 
Stärkung der Institutionen, die sich für 
das Radfahren engagieren.  

Die NRW-Koalition investiert massiv in 
den Ausbau der Radinfrastrukur, um 
Nordrhein-Westfalen zum Fahrradland zu 
machen. Allein 2019 und 2020 wurden 
bzw. werden jeweils rund 47 Millionen Eu-
ro in den Ausbau von Radwegen inves-
tiert. 

Das Land greift Ideen der Volksinitiative 
„Aufbruch Fahrrad“ auf: Das Fahrrad ist 
ein wichtiger Teil unserer Mobilitätsketten 
und der klimafreundlichen Nahmobilität, 
die die Menschen in unserem Land wollen. 
Deshalb wurden bereits mehr Stellen für 
die Planung von Radinfrastruktur geschaf-
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Der Landtag von Nordrhein-Westfalen hat 
beschlossen, eine Kinderschutzkommissi-
on einzusetzen. Nach dem Vorbild des 
Deutschen Bundestags soll es auch in 
Nordrhein-Westfalen einen entsprechen-
den Unterausschuss geben. 

Kinder haben ein Recht auf Schutz vor 
Gewalt, Vernachlässigung und Ausbeu-
tung. Staat und Gesellschaft schützen sie 

Verantwortung für den Schutz unserer Kinder gerecht werden 

Fahrradland Nordrhein-Westfalen 

Foto: © DavidSch - Fotolia 

vor Gefahren für ihr körperliches, geisti-
ges und seelisches Wohl. Sie achten und 
sichern ihre Rechte – so steht es in der 
Verfassung unseres Landes.  

Die neue Kommission wird sich damit be-
schäftigen, wie Verstöße gegen Kinder-
rechte rechtzeitig auffallen oder im besten 
Fall verhindert werden können. Ein enger 
Austausch mit Verbänden, Organisationen 
und Einrichtungen, die sich für die Rechte 
und Interessen von Kindern und Jugendli-
chen einsetzen, ist von besonderer Be-
deutung und kann helfen, Systemlücken 
zu schließen.  

Die Kinderschutzkommission wird mit den 
nötigen Befugnissen ausgestattet sein wie 
der Vergabe von Gutachten, Einholung 
von wissenschaftlicher Expertise durch 
Fachleute sowie Durchführung von Anhö-
rungen. Sie soll zudem dem Parlament 
jährlich Bericht erstatten.  
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https://twitter.com/MOptendrenk
https://www.facebook.com/MarcusOptendrenk/

